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Textgegenüberstellung zur Regierungsvorlage des 

Oö. Spitalsärztegehaltsanpassungsgesetz 2015 

 

 

Landesgesetz vom 3. Dezember 1993 über das Dienstrecht der Beamten  

des Landes Oberösterreich (Oö. Landesbeamtengesetz 1993 - Oö. LBG) 

 

7. ABSCHNITT 

Dienstzeit, Urlaub 

§ 64 

Dienstzeit 

(1) Der Beamte hat die im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden einzuhalten, 

wenn er nicht vom Dienst befreit oder enthoben oder gerechtfertigt vom Dienst abwesend ist. 

(2) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Beamten beträgt 40 Stunden. Die 

Wochendienstzeit ist unter Berücksichtigung der dienstlichen Erfordernisse und der 

berechtigten Interessen der Beamten durch einen Dienstplan möglichst bleibend auf die 

Tage der Woche aufzuteilen (Normaldienstplan). Soweit nicht zwingende dienstliche oder 

sonstige öffentliche Interessen entgegenstehen, sind Sonntage, gesetzliche Feiertage und 

Samstage dienstfrei zu halten. 

(2a) Soweit der Karfreitag kein gesetzlicher Feiertag im Sinn des § 1 Abs. 2 

Feiertagsruhegesetz 1957 bzw. § 7 Abs. 3 Arbeitsruhegesetz ist, sind 

Dienstzeiteinschränkungen unzulässig.  

(3) Im Interesse des Dienstes oder zur Erreichung einer längeren Freizeit kann die 

Dienstzeit in einzelnen Wochen eines Durchrechnungszeitraums von bis zu 52 Wochen 

flexibel aufgeteilt werden, wenn sie innerhalb dieses Zeitraums im Durchschnitt die 

Wochenarbeitszeit von 40 Stunden nicht überschreitet. Eine flexible Dienstzeitregelung ist für 

einzelne Arbeitsbereiche entsprechend den Erfordernissen festzulegen, wobei insbesondere 

der Dienstzeitrahmen, Anwesenheitspflichten, die Länge der Durchrechnungszeiträume, 

Übertrag, Verfall, Abbau und Ausgleich von zeitlichen Mehrleistungen sowie die (finanzielle) 

Bewertung der erbrachten Zeiten und Dienstezeitlichen Mehrleistungen zu regeln sind. Dabei 

ist eine Vereinbarung mit der Dienstnehmervertretung anzustreben und wie folgt 

vorzugehen: 

 1. Kommt es zu einer Vereinbarung über eine flexible Dienstzeitregelung mit der 

Dienstnehmervertretung, dann ist diese der Regelung zugrunde zu legen; 

 2. liegt keine derartige Vereinbarung (mehr) vor, so kann eine flexible Dienstzeitregelung 

unter Bedachtnahme auf die berechtigten Interessen der Beamtinnen und Beamten 

durch Verordnung der Landesregierung festgesetzt werden, wobei mit deren 

Inkrafttreten allfällige frühere Dienstzeitregelungen für die jeweiligen Dienststellen 

bzw. Arbeitsbereiche zur Gänze unwirksam werden. 

 (4) Bei Schicht- oder Wechseldienst ist ein Schicht- oder Wechseldienstplan zu 

erstellen. Dabei darf die regelmäßige Wochendienstzeit im 13-wöchigen Durchschnitt nicht 

über- oder unterschritten werden, sofern nicht flexible Dienstzeitregelungen (Abs. 3) anderes 

vorsehen. Schichtdienst ist jene Form der Dienstzeit, bei der aus organisatorischen Gründen 
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an einer Arbeitsstätte der Dienstbetrieb über die Zeit des Normaldienstplanes hinaus 

aufrechterhalten werden muß und ein Beamter den anderen ohne wesentliche zeitliche 

Überschneidung an der Arbeitsstätte ablöst. Bei wesentlichen zeitlichen Überschneidungen 

liegt Wechseldienst vor.  

(5) Ist im Rahmen eines Schicht- oder Wechseldienstplanes oder eines 

Normaldienstplanes regelmäßig an Sonn- und Feiertagen Dienst zu leisten und wird der 

Beamte zu solchen Sonn- und Feiertagsdiensten eingeteilt, so ist eine entsprechende 

Ersatzruhezeit festzusetzen. Der Dienst an Sonn- und Feiertagen gilt in diesem Fall als 

Werktagsdienst. Wird der Beamte während der Ersatzruhezeit zur Dienstleistung 

herangezogen, so gilt dieser Dienst als Sonntagsdienst. Dieser Absatz gilt nicht für Beamte, 

die in Betrieben im Sinn des Art. 21 Abs. 2 B-VG beschäftigt sind.  

(6) Für Beamte, in deren Dienstzeit auf Grund der Eigenart des Dienstes regelmäßig 

oder in erheblichem Umfang Dienstbereitschaft bzw. Wartezeiten fallen und diese durch 

organisatorische Maßnahmen nicht vermieden werden können, kann durch Verordnung 

bestimmt werden, daß der Dienstplan eine längere als die in den Abs. 2 und 4 vorgesehene 

Wochendienstzeit umfaßt (verlängerter Dienstplan). Soweit die Wochendienstzeit nach dem 

verlängerten Dienstplan die im Abs. 2 oder 4 vorgesehene Wochendienstzeit übersteigt, gilt 

diese Zeit nicht als Dienstzeit im Sinn dieses Abschnitts.  
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Landesgesetz vom 3. Dezember 1993 über das Dienstrecht der Vertragsbediensteten 

des Landes Oberösterreich (Oö. Landes-Vertragsbedienstetengesetz - Oö. LVBG) 

 

 

1. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 23 

Dienstzeit 

(1) Der Vertragsbedienstete hat die im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden 

einzuhalten, wenn er nicht vom Dienst befreit oder enthoben oder gerechtfertigt vom Dienst 

abwesend ist. 

(2) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Vertragsbediensteten beträgt 40 Stunden. 

Die Wochendienstzeit ist unter Berücksichtigung der dienstlichen Erfordernisse und der 

berechtigten Interessen der Vertragsbediensteten durch einen Dienstplan möglichst bleibend 

auf die Tage der Woche aufzuteilen (Normaldienstplan). Soweit nicht zwingende dienstliche 

oder sonstige öffentliche Interessen entgegenstehen, sind Sonntage, gesetzliche Feiertage 

und Samstage dienstfrei zu halten. 

(2a) Soweit der Karfreitag kein gesetzlicher Feiertag im Sinn des § 1 Abs. 2 

Feiertagsruhegesetz 1957 bzw. § 7 Abs. 3 Arbeitsruhegesetz ist, sind 

Dienstzeiteinschränkungen unzulässig.  

(3) Im Interesse des Dienstes oder zur Erreichung einer längeren Freizeit kann die 

Dienstzeit in einzelnen Wochen eines Durchrechnungszeitraums von bis zu 52 Wochen 

flexibel aufgeteilt werden, wenn sie innerhalb dieses Zeitraums im Durchschnitt die 

Wochenarbeitszeit von 40 Stunden nicht überschreitet. Eine flexible Dienstzeitregelung ist für 

einzelne Arbeitsbereiche entsprechend den Erfordernissen festzulegen, wobei insbesondere 

der Dienstzeitrahmen, Anwesenheitspflichten, die Länge der Durchrechnungszeiträume, 

Übertrag, Verfall, Abbau und Ausgleich von zeitlichen Mehrleistungen sowie die (finanzielle) 

Bewertung der erbrachten Zeiten und Dienstezeitlichen Mehrleistungen zu regeln sind. Dabei 

ist eine Vereinbarung mit der Dienstnehmervertretung anzustreben und wie folgt 

vorzugehen: 

 1. Kommt es zu einer Vereinbarung über eine flexible Dienstzeitregelung mit der 

Dienstnehmervertretung, dann ist diese der Regelung zugrunde zu legen; 

 2. liegt keine derartige Vereinbarung (mehr) vor, so kann eine flexible Dienstzeitregelung 

unter Bedachtnahme auf die berechtigten Interessen der Vertragsbediensteten durch 

Verordnung der Landesregierung festgesetzt werden, wobei mit deren Inkrafttreten 

allfällige frühere Dienstzeitregelungen für die jeweiligen Dienststellen bzw. 

Arbeitsbereiche zur Gänze unwirksam werden. 

(4) Bei Schicht- oder Wechseldienst ist ein Schicht- oder Wechseldienstplan zu erstellen. 

Dabei darf die regelmäßige Wochendienstzeit im 13-wöchigen Durchschnitt nicht über- oder 

unterschritten werden, sofern nicht flexible Dienstzeitregelungen (Abs. 3) anderes vorsehen. 

Schichtdienst ist jene Form der Dienstzeit, bei der aus organisatorischen Gründen an einer 

Arbeitsstätte der Dienstbetrieb über die Zeit des Normaldienstplanes hinaus aufrechterhalten 

werden muß und ein Vertragsbediensteter den anderen ohne wesentliche zeitmäßige 
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Überschneidung an der Arbeitsstätte ablöst. Bei wesentlichen zeitmäßigen 

Überschneidungen liegt Wechseldienst vor.  

(5) Ist im Rahmen eines Schicht- oder Wechseldienstplanes oder eines 

Normaldienstplanes regelmäßig an Sonn- oder Feiertagen Dienst zu leisten und wird der 

Vertragsbedienstete zu solchen Sonn- und Feiertagsdiensten eingeteilt, so ist eine 

entsprechende Ersatzruhezeit festzusetzen. Der Dienst an Sonn- und Feiertagen gilt in 

diesem Fall als Werktagsdienst. Wird der Vertragsbedienstete während der Ersatzruhezeit 

zur Dienstleistung herangezogen, so gilt dieser Dienst als Sonntagsdienst. Dieser Absatz gilt 

nicht für Vertragsbedienstete, die in Betrieben im Sinn des Art. 21 Abs. 2 B-VG beschäftigt 

sind. 

(6) Für Vertragsbedienstete, in deren Dienstzeit auf Grund der Eigenart des Dienstes 

regelmäßig oder in erheblichem Umfang Dienstbereitschaft bzw. Wartezeiten fallen und 

diese durch organisatorische Maßnahmen nicht vermieden werden können, kann durch 

Verordnung bestimmt werden, daß der Dienstplan eine längere als die in den Abs. 2 und 4 

vorgesehene Wochendienstzeit umfaßt (verlängerter Dienstplan). Soweit die 

Wochendienstzeit nach dem verlängerten Dienstplan die im Abs. 2 oder 4 vorgesehene 

Wochendienstzeit übersteigt, gilt diese Zeit nicht als Dienstzeit im Sinn des § 22a.  

(7) Ein teilzeitbeschäftigter Vertragsbediensteter darf über die für ihn maßgebende 

Wochendienstzeit hinaus zur Dienstleistung nur herangezogen werden, wenn die 

Dienstleistung zur Vermeidung eines Schadens unverzüglich notwendig ist und ein 

vollbeschäftigter Bediensteter nicht zur Verfügung steht. Dies gilt nicht für Bezieherinnen und 

Bezieher von Verwendungszulagen gemäß § 30a Abs. 1 Z 3 und Abs. 2 Oö. LGG sowie für 

Bezieherinnen und Bezieher einer Mehrleistungsvergütung nach § 57 Abs. 10 Oö. GG 2001.  

§ 27 

Zulagen 

(1) Bei Vertragsbediensteten, auf die das Oö. GG 2001 nicht anzuwenden ist, richtet sich 

der Anspruch auf die im § 15 genannten Zulagen, sofern sich aus den nachfolgenden 

Bestimmungen und aus § 20 nicht anderes ergibt, nach den für Landesbeamte geltenden 

Bestimmungen. 

(1a) Der Zuschlag zum Grundgehalt der in einer Krankenanstalt nach dem Oö. 

KAG 1997 tätigen vertragsbediensteten Ärztinnen und Ärzte richtet sich nach Abschnitt IIA 

Oö. LGG sowie der Übergangsbestimmung des § 113h des Oö. LGG. 

(2) Der Vertragsbedienstete hat keinen Anspruch auf eine Kinderbeihilfe, wenn ihm auf 

Grund eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses eine gleichartige Zulage gebührt. 

(Anm: LGBl. Nr. 65/1995) 

(3) Für Vertragsbedienstete, auf die das Oö. GG 2001 nicht anzuwenden ist, kann die 

Landesregierung durch Verordnung vorsehen, dass eine Leistungszulage erst bei Vorliegen 

bestimmter Voraussetzungen gewährt wird. Hiebei ist auf die Dienstleistung, die Tätigkeit, 

die Dauer des Dienstverhältnisses sowie auf sonstige dienstliche Interessen Bedacht zu 

nehmen. 

(4) Bei Vertragsbediensteten, auf die das Oö. GG 2001 nicht anzuwenden ist, gebührt 

die Verwaltungsdienstzulage den Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas I und des 

Entlohnungsschemas II. 
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(5) Bei Vertragsbediensteten, auf die das Oö. GG 2001 nicht anzuwenden ist, ist auf die 

Festsetzung der Höhe der Zulagen § 18 Abs. 1 sinngemäß anzuwenden. 
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Oö. Landes-Gehaltsgesetz - Oö. LGG 

 

ABSCHNITT II 

Beamte der Allgemeinen Verwaltung 

§ 34a 

Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind 

diese in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(2) Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in der 

im § 151 Abs. 2 Oö. Landesbeamtengesetz 1993 zitierten Fassung anzuwenden. 

ABSCHNITT IIA 

Sonderbestimmungen für ärztliches Personal 

§ 34b 

Zuschlag zum Grundgehalt 

Die ab 1. Juli 2015 in einer Krankenanstalt nach dem Oö. KAG 1997 erstmals tätigen 

Ärztinnen und Ärzte erhalten je nach Verwendung einen in untenstehenden Prozentsätzen 

ausgedrückten Zuschlag zu ihrem Gehalt nach § 28 einschließlich allfälliger Zulagen nach 

§ 3 Abs. 2, nicht jedoch der mit dem Gehaltsabkommen 2012 vereinbarten besonderen 

Gehaltszulage, und zwar für 

 1. Ärztinnen und Ärzte für Allgemeinmedizin (AA) von 17 %, 

 2. Ärztinnen und Ärzte für Allgemeinmedizin mit spezifischen Kenntnissen (AA+ nach 

mindestens zehnjähriger krankenhausspezifischer ärztlicher Tätigkeit) von 17 %, 

 3. Fachärztinnen und Fachärzte (FA) von 20 %, 

 4. Fachärztinnen und Fachärzte mit spezifischen Kenntnissen (FA+ nach mindestens 

fünfjähriger krankenhausspezifischer fachärztlicher Tätigkeit im Sonderfach) von 20 % 

sowie 

 5. Leitende Ärztinnen und Ärzte (LA) von 20 %. 

ABSCHNITT XI 

Übergangsbestimmungen 

§ 113e 

Eingetragene Partnerschaft 

Folgende Bestimmungen dieses Gesetzes sind auf eingetragene Partnerinnen und 

Partner von Bediensteten sinngemäß anzuwenden: § 12 Abs. 4 Z 2 lit. c, § 26 Abs. 3 mit 

Ausnahme der Z 2 lit. b zweiter Fall. 

§ 113e113f 

Übergangsbestimmung zum 2. Oö. Landes- und Gemeinde-

Dienstrechtsänderungsgesetz 2011 

(1) Für Personen, die am 1. Jänner 2012 eine Erschwernisabgeltung für Tätigkeiten mit 

elektronischen Datenverarbeitungsgeräten sowie mit elektronischen Ein- und 

Ausgabegeräten beziehen, entfällt diese Erschwernisabgeltung ab 1. Jänner 2012. 

(2) Personen nach Abs. 1 erhalten ab diesem Zeitpunkt eine Dienstvergütung in Höhe 

der zuletzt bezogenen Erschwernisabgeltung, solange die Voraussetzungen für die 

Zuerkennung der bis zum 31. Dezember 2011 bezogenen Erschwernisabgeltung zutreffen. 
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(3) Bei der Festsetzung der Monatsbezüge einschließlich aller in Eurobeträgen 

ausgedrückten Zulagen - mit Ausnahme der Kinderbeihilfe - (Betragsanpassung) ist im 

Kalenderjahr 2012 von der prozentuellen Erhöhung nach § 30f Abs. 1 bereits in der 

Verordnung über die Betragsanpassung ein ganzer Prozentpunkt (staffelwirksam) in Abzug 

zu bringen. Beträgt eine Erhöhung nach § 30f Abs. 1 für das Kalenderjahr 2012 allerdings 

weniger als einen Prozentpunkt, so erfolgt keine Betragsanpassung. Erfolgt eine 

Betragsanpassung mittels Fixbetrag, so ist die prozentuelle Änderung des Betrags nach § 15 

Abs. 3 Z 2 maßgeblich. 

§ 113f113g 

Übergangsbestimmungen zum Oö. Landes- und Gemeinde-

Dienstrechtsänderungsgesetz 2015 

Für besoldungs- und pensionsrechtliche Ansprüche, die aus einer Verbesserung der 

besoldungsrechtlichen Stellung wegen einer zusätzlichen Berücksichtigung von Zeiten vor 

Vollendung des 18. Lebensjahres erwachsen, ist der Zeitraum ab 11. November 2014 nicht 

auf die dreijährige Verjährungsfrist gemäß § 13b oder gemäß § 40 Oö. L-PG anzurechnen. 

§ 113h 

Übergangsbestimmung zum Oö. Spitalsärztegehaltsanpassungsgesetz 2015 

(1) Für alle vor dem 1. Juli 2015 und danach ununterbrochen in einer Krankenanstalt 

nach dem Oö. KAG 1997 tätigen Ärztinnen und Ärzte werden die im Kalenderjahr 2014 

erhaltenen Ärzteanteile an Ambulanzgebühren nach § 53 Abs. 4 Oö. KAG 1997, in der 

Fassung vor dem Inkrafttreten des Oö. Spitalsärztegehaltsanpassungsgesetzes 2015, für 

ambulante Untersuchungen und Behandlungen, die ihrer Art nach über den Oö. 

Gesundheitsfonds abgerechnet wurden, unabhängig davon, an welchem Patienten die 

Leistung erbracht wurde, ermittelt und der festgestellte Betrag in Form eines monatlichen, 

nicht ruhegenussfähigen Äquivalents nicht valorisiert, jedoch nach der Änderung des 

Beschäftigungsausmaßes im Verhältnis zum Jahr 2014 aliquotiert, ausbezahlt, wenn nicht 

aus dem selben Titel und von welchem Rechtsträger immer Ärzteanteile erhalten werden. 

Dieses Äquivalent bildet keine Anspruchsgrundlage für Nebengebühren, 

Mehrdienstleistungs- und Überstundenvergütung, Entgeltfortzahlungen und Abfertigungen. 

Für Zeiten einer Karenzierung oder eines späteren Beginns des Dienstverhältnisses (nicht 

jedoch sonstige Abwesenheiten) im Kalenderjahr 2014 werden anteilig jene Ärzteanteile 

hinzugerechnet, die im Zeitraum der Dienstverrichtung im restlichen Jahr 2014 angefallen 

sind. Im Fall einer Karenzierung während des gesamten Kalenderjahres 2014 sind die auf 

die Ansätze des Jahres 2014 hochgerechneten Ärzteanteile der letzten zwölf Monate der 

tatsächlichen Dienstverrichtung heranzuziehen. Der Anspruch auf das Äquivalent besteht 

auch im Fall einer Änderung in der ärztlichen Verwendung bzw. Funktion sowie einer 

Unterbrechung des Dienstverhältnisses zu einer Maßnahme der Aus- und Weiterbildung 

bzw. einer sechs Monate nicht übersteigenden Zeit der beruflichen Neuorientierung fort. 

(2) Das Äquivalent nach Abs. 1 ist dabei nach folgender Staffelung für die den jeweiligen 

Betrag übersteigende Beträge zu kürzen: 

 1. über 35.000 Euro um 10 %; 

 2. über 50.000 Euro um 20 %; 

 3. über 100.000 Euro um 25 %; 



  Seite 8 

 4. über 150.000 Euro um 30 %; 

 5. über 200.000 Euro um 40 %. 

(3) Anstelle der Leistung nach Abs. 1 und 2 können die von Abs. 1 erfassten Ärztinnen 

und Ärzte auch eine schriftliche und unwiderrufliche Optionserklärung bis längstens 30. Juni 

2025 abgeben und erhalten den jeweils im § 34b vorgesehenen Zuschlag. 

(4) Jene Ärztinnen und Ärzte, die eine Optionserklärung nach Abs. 3 abgegeben haben, 

deren Jahresbezüge einschließlich aller regelmäßig gebührenden Bezugsanteile 

einschließlich Nebengebühren sowie der Honorare und Ärzteanteile an Gebühren für 

ambulante Leistungen mit Ausnahme von gesondert ausbezahlten Mehrleistungen - im 

Kalenderjahr 2014 142.000 Euro nicht überschritten haben, erhalten zusätzlich eine 

Optionszulage. Diese beträgt maximal 6.000 Euro bei Vollzeitbeschäftigung, wenn der 

Zuschlag zum Grundgehalt gemäß § 34b zum Optionszeitpunkt nicht zumindest 6.000 Euro 

bei Vollzeitbeschäftigung höher ist als die auf Grund der Option gemäß Abs. 3 entfallenden 

Ärzteanteile gemäß Abs. 1. Für diesen Vergleich werden die im Kalenderjahr 2014 

erhaltenen Ärzteanteile an Ambulanzgebühren nach § 53 Abs. 4 Oö. KAG 1997, in der 

Fassung vor dem Inkrafttreten des Oö. Spitalsärztegehaltsanpassungsgesetzes 2015, für 

ambulante Untersuchungen und Behandlungen, die ihrer Art nach über den Oö. 

Gesundheitsfonds abgerechnet wurden, unabhängig davon, an welchem Patienten die 

Leistung erbracht wurde, zum Optionszeitpunkt jeweils wie der Betrag nach § 32 Abs. 3 Z 2 

Oö. GG 2001 angepasst. Die maximale Optionszulage reduziert sich bei einem Jahresbezug 

von über 137.000 Euro auf 5.000 Euro, von über 138.000 Euro auf 4.000 Euro, von über 

139.000 Euro auf 3.000 Euro, von über 140.000 Euro auf 2.000 Euro, von über 141.000 Euro 

auf 1.000 Euro. Bei einem Jahreseinkommen über 142.000 Euro gebührt keine 

Optionszulage mehr. Die Optionszulage wird monatlich ausbezahlt und im selben 

prozentuellen Ausmaß wie der Betrag nach § 32 Abs. 3 Z 2 Oö. GG 2001 angepasst. 

(5) Ändert sich der analog Abs. 4 erster Satz ermittelte Jahresbezug bis einschließlich 

2019 so, dass nach Abs. 4 vorletzter Satz keine oder eine Optionszulage in veränderter 

Höhe gebühren würde, so ist die Optionszulage entsprechend anzupassen, wobei die 

Wertgrenzen und die garantierte Höhe der Optionszulage wie der Betrag nach § 32 Abs. 3 

Z 2 Oö. GG 2001 jährlich angepasst werden. 

(6) Die zur Ermittlung der Einkünfte notwendigen Unterlagen und Nachweise, 

insbesondere jene über die Ärztehonorare sind von Bediensteten beizubringen, allenfalls 

unter Setzung einer angemessenen Frist nachzureichen bei sonstigem Anspruchsverlust. 
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Landesgesetz, mit dem das Oö. Gehaltsgesetz 2001 erlassen wird  

(Oö. Gehaltsgesetz 2001 - Oö. GG 2001) 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

6. ABSCHNITT 

Sonstige Leistungen 

§ 42 Belohnung 

§ 43 Sachleistungen 

§ 44 Entschädigung für Nebentätigkeit 

§ 45 Abfertigung 

§ 46 Höhe der Abfertigung 

§ 47 Jubiläumszuwendung 

§ 48 Treuebelohnung 

6a. ABSCHNITT 

Sonderbestimmungen für ärztliches Personal 

§ 48a Erhöhter Grundgehalt 

8. ABSCHNITT 

Anpassung des Dienstrechts, Optionsrecht, Verweisungen 

§ 51 Eingetragene Partnerschaft  

§ 52 Entfallen 

§ 53 Entfallen 

§ 54 Entfallen 

§ 55 Entfallen 

§ 56 Entfallen 

§ 57 Optionsrecht 

§ 58 Verweisungen 

§ 59 Übergangsbestimmungen zum Oö. Landes- und Gemeinde-

Dienstrechtsänderungsgesetz 2007 

§ 60 Übergangsbestimmungen zum Oö. Landes- und Gemeinde-

Dienstrechtsänderungsgesetz 2009 

§ 61 Übergangsbestimmungen zum Oö. Landes- und Gemeinde-

Dienstrechtsänderungsgesetz 2011 

§ 62 Übergangsbestimmung zum 2. Oö. Landes- und Gemeinde-

Dienstrechtsänderungsgesetz 2011 

§ 63 Übergangsbestimmung zum Oö. Landes- und Gemeinde-

Dienstrechtsänderungsgesetz 2015 

§ 64 Übergangsbestimmung zum 2. Oö. Landes- und 

Gemeindedienstrechtsänderungsgesetz 2015 
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6. ABSCHNITT 

Sonstige Leistungen 

§ 48 

Treueabgeltung 

(1) Der Beamtin oder dem Beamten, die oder der durch Übertritt in den Ruhestand 

(§ 106 Oö. LBG), Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder 

Erwerbsminderung (§ 107 Oö. LBG), Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung (§ 108 

Oö. LBG), vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Amts wegen (§ 107a Oö. LBG) oder 

durch Versetzung in den Ruhestand bei Vorliegen von Schwerarbeitszeiten (§ 108a Oö. 

LBG) aus dem Dienststand ausscheidet, in diesem Zeitpunkt eine mindestens 25-jährige 

Dienstzeit aufweist, gebührt für treue Dienste – sofern die Beamtin oder der Beamte nicht auf 

Grund eines Erkenntnisses der Disziplinarbehörde in den Ruhestand versetzt wurde – eine 

Treueabgeltung. Fallen in die für die Treueabgeltung zu berücksichtigende Dienstzeit Zeiten, 

in denen der Monatsbezug der Beamtin oder des Beamten wegen mangelnden 

Arbeitserfolgs gemäß § 13 gekürzt war oder ist, ist die für die Treueabgeltung maßgebliche 

Dienstzeit entsprechend zu kürzen. 

(2) Die Treueabgeltung beträgt nach einer Dienstzeit von mindestens 25 Jahren 100% 

und erhöht sich für jedes zusätzliche Dienstjahr um weitere 10% des Monatsbezugs, der der 

Beamtin oder dem Beamten im letzten vollen Kalendermonat vor dem Ausscheiden aus dem 

Dienststand gebührt hat. Abweichend davon tritt an die Stelle des letzten Monatsbezugs der 

letzte nach § 4 Abs. 1 Z 2 Oö. L-PG aufgewertete Monatsbezug im vollen 

Beschäftigungsausmaß, wenn das für die Beamtin oder den Beamten günstiger ist. 

(3) Bei der Berechnung der maßgeblichen Dienstzeit nach Abs. 2 werden Bruchteile 

eines Jahres voll berücksichtigt, wenn sie mehr als 6 Monate betragen, andernfalls bleiben 

sie unberücksichtigt. 

(4) Zur Dienstzeit im Sinn der Abs. 1 und 2 zählen die im § 47 Abs. 2 angeführten Zeiten. 

(5) Die Treueabgeltung ist innerhalb von drei Monaten nach dem Ausscheiden der 

Beamtin oder des Beamten aus dem Dienststand auszuzahlen. 

(6) Hat die Beamtin oder der Beamte die Voraussetzungen für die Gewährung einer 

Treueabgeltung erfüllt und ist sie oder er gestorben, ehe die Treueabgeltung ausgezahlt 

wurde, ist die Treueabgeltung ihren oder seinen versorgungsberechtigten Hinterbliebenen 

zur ungeteilten Hand auszuzahlen. 

(7) Scheidet die Beamtin oder der Beamte durch Tod aus dem Dienststand aus, gelten 

Abs. 1 bis 6 mit der Maßgabe, dass die Treueabgeltung den versorgungsberechtigten 

Hinterbliebenen zur ungeteilten Hand gebührt. 

(8) Scheidet eine reaktivierte Beamtin oder ein reaktivierter Beamter aus dem 

Dienststand aus, vermindert sich die Treueabgeltung um eine seinerzeit bereits bezogene 

Treueabgeltung. 

(9) Für Beamtinnen und Beamte, die unter den Anwendungsbereich des Oö. PG 2006 

fallen, gebührt keine Treueabgeltung. Die übrigen Beamtinnen und Beamten, die nach dem 

31. Dezember 1950 geboren wurden, können bis 30. Juni 2006 schriftlich und unwiderruflich 

erklären, dass das Land Oberösterreich für sie oder ihn auch künftig keinen 

Pensionskassenbeitrag nach § 41 Abs. 1a entrichten soll. Zum Zeitpunkt des 31. Jänner 
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2006 beim Land Oberösterreich tätige Vertragsbedienstete können anlässlich ihrer 

Übernahme in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zum Land Oberösterreich schriftlich 

und unwiderruflich erklären, dass das Land Oberösterreich für sie auch künftig keinen 

Pensionskassenbeitrag nach § 41 Abs. 1a entrichten soll. 

(10) Für Beamtinnen und Beamte, für die ein zusätzlicher Pensionskassenbeitrag durch 

das Land entrichtet wird (§ 41 Abs. 1a), kann eine Treueabgeltung nach Abs. 1 nur mehr 

nach der Maßgabe gewährt werden, dass eine aliquote Treueabgeltung im Ausmaß der bis 

zum Zeitpunkt der erstmaligen Entrichtung des zusätzlichen Pensionskassenbeitrags nach 

§ 41 Abs. 1a bereits vollendeten Dienstzeit (Abs. 1) im Verhältnis zur erforderlichen 

Dienstzeit von 25 Jahren zu gewähren ist. Beamtinnen und Beamte, die eine Dienstzeit von 

mehr als 25 Jahren aufweisen, gebührt die Treueabgeltung in dem Ausmaß, das sie unter 

Anwendung der Abs. 2 und 3 zum Zeitpunkt der erstmaligen Entrichtung des zusätzlichen 

Pensionskassenbeitrags nach § 41 Abs. 1a bereits erreicht haben. 

6a. ABSCHNITT 

Sonderbestimmungen für ärztliches Personal 

§ 48a 

Erhöhter Grundgehalt 

(1) Die ab 1. Juli 2015 in einer Krankenanstalt nach dem Oö. KAG 1997 erstmals tätigen 

Ärztinnen und Ärzte erhalten je nach Verwendung einen in untenstehenden Prozentsätzen 

ausgedrückten Zuschlag zu Ihrem Gehalt nach § 28 einschließlich allfälliger Gehaltszulagen, 

und zwar für 

 1. Turnusärztinnen und Turnusärzte in Ausbildung (TAA; LD 15) von 15 %, 

 2. Turnusärztinnen und Turnusärzte in Ausbildung (TAA+) nach einer für die Ausbildung 

gemäß den ärzterechtlichen Bestimmungen anrechenbaren Ausbildungszeit von 

12 Monaten; LD 15 einschließlich 50 % Gehaltszulage) von 15 %, 

 3. Turnusärztinnen und Turnusärzte in Ausbildung zur Fachärztin bzw. zum Facharzt 

(TAF; LD 13) von 17 %, 

 4. Turnusärztinnen und Turnusärzte in Ausbildung zur Fachärztin bzw. zum Facharzt 

(TAF+) nach einer für die Ausbildung im jeweiligen Hauptfach gemäß den 

ärzterechtlichen Bestimmungen anrechenbaren Ausbildungszeit von 24 Monaten; LD 

13 einschließlich 100 % Gehaltszulage) von 17 %, 

 5. Ärztinnen und Ärzte für Allgemeinmedizin (AA; LD 12) von 17 %, 

 6. Ärztinnen und Ärzte für Allgemeinmedizin mit spezifischen Kenntnissen (AA+ nach 

mindestens zehnjähriger krankenhausspezifischer ärztlicher Tätigkeit; LD 11 

einschließlich 75 % Gehaltszulage) von 17 %, 

 7. Fachärztinnen und Fachärzte (FA; LD 10) um 20 %, nicht jedoch die im Abs. 2 

berücksichtigte sondervertragliche Gehaltszulage 2012 von 178,1 Euro, 

 8. Fachärztinnen und Fachärzte mit spezifischen Kenntnissen (FA+ nach mindestens 

fünfjähriger krankenhausspezifischer fachärztlicher Tätigkeit im Sonderfach; LD 9 

einschließlich 50 % Gehaltszulage) von 20 %, nicht jedoch die im Abs. 2 

berücksichtigte sondervertragliche Gehaltszulage 2012 von 178,1 Euro sowie 

 9. leitende Ärztinnen und leitende Ärzte (PA8 und PA7; LD 8 und 7) von 20 %. 

(2) Daraus ergeben sich für das Kalenderjahr 2015 folgende Beträge: 
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Stufe TAA TAA+ TAF TAF+ AA AA+ FA FA+ PA8 PA7 

1 2674,4 2757,8 3084,1 3195,6 3307,1 3784,8 4135,7 4688,0 4711,6 5175,0 

2 2740,2 2826,5 3164,5 3280,0 3395,5 3891,6 4248,3 4820,5 4851,5 5332,3 

3 2806,3 2895,2 3244,3 3364,0 3483,7 3998,4 4360,9 4953,6 4992,0 5490,0 

4 2871,9 2964,0 3324,1 3448,0 3571,9 4104,9 4473,0 5086,5 5132,4 5647,2 

5 2937,6 3032,4 3404,2 3532,2 3660,2 4212,0 4585,6 5219,2 5272,7 5804,9 

6 3002,9 3101,0 3484,0 3616,3 3748,6 4318,9 4698,1 5352,1 5413,1 5962,4 

7 3068,4 3169,6 3564,2 3700,7 3837,2 4425,8 4810,7 5484,9 5553,5 6119,8 

8 3134,1 3238,2 3644,2 3785,2 3926,2 4532,6 4923,0 5617,6 5693,6 6277,6 

9 3199,2 3306,5 3724,2 3869,8 4015,4 4639,6 5035,7 5750,6 5834,3 6434,8 

10 3264,9 3375,2 3804,6 3954,5 4104,4 4746,3 5147,8 5883,4 5974,4 6592,4 

11 3330,4 3443,9 3884,8 4038,9 4193,0 4853,4 5260,6 6016,0 6114,5 6749,8 

12 3395,8 3512,3 3965,9 4124,3 4282,7 4960,2 5372,9 6149,0 6255,2 6907,6 

13 3461,3 3580,9 4046,2 4208,8 4371,5 5067,0 5485,3 6281,8 6395,4 7065,4 

14 3526,5 3649,6 4127,3 4293,7 4460,2 5174,0 5597,9 6414,4 6535,8 7222,7 

15 3591,9 3718,4 4207,6 4378,7 4549,8 5281,1 5710,6 6547,6 6676,4 7380,1 

(3) Die Beträge nach Abs. 2 sind mit der Erhöhung des zugrundeliegenden Gehalts 

einschließlich allfälliger Gehaltszulagen nach dem im Abs. 1 vorgesehenen prozentuellen 

Ausmaß mit Verordnung, die auch rückwirkend erlassen werden kann, anzupassen. In den 

Beträgen der Schemata FA und FA+ ist eine Gehaltszulage in Höhe von 178,1 Euro im Jahr 

2015 enthalten, die jährlich gesondert mit 3,496 % der Stufe 11 der Funktionslaufbahn LD 8 

zu valorisieren ist. 

8. ABSCHNITT 

Anpassung des Dienstrechts, Optionsrecht, Verweisungen 

§ 63 

Übergangsbestimmungen zum Oö. Landes- und Gemeinde-

Dienstrechtsänderungsgesetz 2015 

Für entgeltrechtliche Ansprüche, die aus einer Verbesserung der besoldungsrechtlichen 

Stellung wegen einer zusätzlichen Berücksichtigung von Zeiten vor Vollendung des 18. 

Lebensjahres erwachsen, ist der Zeitraum ab 11. November 2014 nicht auf die dreijährige 

Verjährungsfrist gemäß § 18 anzurechnen. 

§ 64 

Übergangsbestimmung zum Oö. Spitalsärztegehaltsanpassungsgesetz 2015 

(1) Für alle vor dem 1. Juli 2015 und danach ununterbrochen in einer Krankenanstalt 

nach dem Oö. KAG 1997 tätigen Ärztinnen und Ärzte werden die im Kalenderjahr 2014 
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erhaltenen Ärzteanteile an Ambulanzgebühren nach § 53 Abs. 4 Oö. KAG 1997, in der 

Fassung vor dem Inkrafttreten des Oö. Spitalsärztegehaltsanpassungsgesetzes 2015, für 

ambulante Untersuchungen und Behandlungen, die ihrer Art nach über den Oö. 

Gesundheitsfonds abgerechnet wurden, unabhängig davon, an welchem Patienten die 

Leistung erbracht wurde, ermittelt und der festgestellte Betrag in Form eines monatlichen, 

nicht ruhegenussfähigen Äquivalents nicht valorisiert, jedoch nach der Änderung des 

Beschäftigungsausmaßes im Verhältnis zum Jahr 2014 aliquotiert, ausbezahlt, wenn nicht 

aus dem selben Titel und von welchem Rechtsträger immer Ärzteanteile erhalten werden. 

Dieses Äquivalent bildet keine Anspruchsgrundlage für Nebengebühren, 

Mehrdienstleistungs- und Überstundenvergütung, Entgeltfortzahlungen und Abfertigungen. 

Für Zeiten einer Karenzierung oder eines späteren Beginns des Dienstverhältnisses (nicht 

jedoch sonstige Abwesenheiten) im Kalenderjahr 2014 werden anteilig jene Ärzteanteile 

hinzugerechnet, die im Zeitraum der Dienstverrichtung im restlichen Jahr 2014 angefallen 

sind. Im Fall einer Karenzierung während des gesamten Kalenderjahres 2014 sind die auf 

die Ansätze des Jahres 2014 hochgerechneten Ärzteanteile der letzten zwölf Monate der 

tatsächlichen Dienstverrichtung heranzuziehen. Der Anspruch auf das Äquivalent besteht 

auch im Fall einer Änderung in der ärztlichen Verwendung bzw. Funktion sowie einer 

Unterbrechung des Dienstverhältnisses zu einer Maßnahme der Aus- und Weiterbildung 

bzw. einer sechs Monate nicht übersteigenden Zeit der beruflichen Neuorientierung fort. 

(2) Das Äquivalent nach Abs. 1 ist dabei nach folgender Staffelung für die den jeweiligen 

Betrag übersteigende Beträge zu kürzen: 

 1. über 35.000 Euro um 10 %; 

 2. über 50.000 Euro um 20 %; 

 3. über 100.000 Euro um 25 %; 

 4. über 150.000 Euro um 30 %; 

 5. über 200.000 Euro um 40 %. 

(3) Anstelle der Leistung nach Abs. 1 und 2 können die von Abs. 1 erfassten Ärztinnen 

und Ärzte auch eine schriftliche und unwiderrufliche Optionserklärung bis längstens 30. Juni 

2025 abgeben und erhalten jeweils den im § 48a vorgesehenen erhöhten Grundgehalt. 

(4) Jene Ärztinnen und Ärzte, die eine Optionserklärung nach Abs. 3 abgegeben haben, 

deren Jahresbezüge einschließlich aller regelmäßig gebührenden Bezugsanteile 

einschließlich Nebengebühren sowie der Honorare und Ärzteanteile an Gebühren für 

ambulante Leistungen - mit Ausnahme von gesondert ausbezahlten Mehrleistungen - im 

Kalenderjahr 2014 142.000 Euro nicht überschritten haben, erhalten zusätzliche eine 

Optionszulage. Diese beträgt maximal 6.000 Euro bei Vollzeitbeschäftigung, wenn der 

Zuschlag zum Grundgehalt gemäß § 48a zum Optionszeitpunkt nicht zumindest 6.000 Euro 

bei Vollzeitbeschäftigung höher ist als die auf Grund der Option gemäß Abs. 3 entfallenden 

Ärzteanteile gemäß Abs. 1. Für diesen Vergleich werden die im Kalenderjahr 2014 

bezogenen Ärzteanteile an Ambulanzgebühren nach § 53 Abs. 4 Oö. KAG 1997, in der 

Fassung vor dem Inkrafttreten des Oö. Spitalsärztegehaltsanpassungsgesetzes 2015, für 

ambulante Untersuchungen und Behandlungen, die ihrer Art nach über den 

Oö. Gesundheitsfonds abgerechnet wurden, unabhängig davon, an welchem Patienten die 

Leistung erbracht wurde, zum Optionszeitpunkt jeweils wie der Betrag nach § 32 Abs. 3 Z 2 
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Oö. GG 2001 angepasst. Die maximale Optionszulage reduziert sich bei einem Jahresbezug 

von über 137.000 Euro auf 5.000 Euro, von über 138.000 Euro auf 4.000 Euro, von über 

139.000 Euro auf 3.000 Euro, von über 140.000 Euro auf 2.000 Euro, von über 141.000 Euro 

auf 1.000 Euro. Bei einem Jahreseinkommen über 142.000 Euro gebührt keine 

Optionszulage mehr. Die Optionszulage wird monatlich ausbezahlt und im selben 

prozentuellen Ausmaß wie der Betrag nach § 32 Abs. 3 Z 2 Oö. GG 2001 angepasst. 

(5) Ändert sich der analog Abs. 4 erster Satz ermittelte Jahresbezug bis einschließlich 

2019 so, dass nach Abs. 4 vorletzter Satz keine oder eine Optionszulage in veränderter 

Höhe gebühren würde, so ist die Optionszulage entsprechend anzupassen, wobei die 

Wertgrenzen und die garantierte Höhe der Optionszulage wie der Betrag nach § 32 Abs. 3 

Z 2 Oö. GG 2001 jährlich angepasst werden. 

(6) Die zur Ermittlung der Einkünfte notwendigen Unterlagen und Nachweise, 

insbesondere jene über die Ärztehonorare sind von Bediensteten beizubringen, allenfalls 

unter Setzung einer angemessenen Frist nachzureichen bei sonstigem Anspruchsverlust. 
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Landesgesetz über das Dienstrecht der Beamten und Beamtinnen der Städte mit 

eigenem Statut (Oö. Statutargemeinden-Beamtengesetz 2002 - Oö. StGBG 2002) 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

2. HAUPTSTÜCK 

SONDERBESTIMMUNGEN 

§ 138 Sonderbestimmungen für Beamte (Beamtinnen), die nach dem 1. Juli 2002 

ein Dienstverhältnis zu einer Statutargemeinde begründen 

§ 139 Sonderbestimmungen für sonstige Bedienstete, die nach dem 1. Juli 2002 

ein Dienstverhältnis zu einer Statutargemeinde begründen 

§ 139a Sonderbestimmungen für Lehrkräfte an Musikschulen 

§ 139b Zeitwertkonto für sonstige Bedienstete 

§ 139c Sonderbestimmungen für pädagogische Fachkräfte 

§ 139d  Sonderbestimmungen für Ärztinnen und Ärzte in Krankenanstalten 

§ 139e Sonderbestimmungen für sonstige Bedienstete 

 

1. HAUPTSTÜCK 

DIENSTRECHTLICHE BESTIMMUNGEN 

7. ABSCHNITT 

DIENSTZEIT 

§ 55 

Dienstzeit 

(1) Der Beamte (Die Beamtin) hat die im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden 

einzuhalten, wenn er (sie) nicht vom Dienst befreit oder enthoben oder gerechtfertigt vom 

Dienst abwesend ist. 

(2) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Beamten (der Beamtin) beträgt 40 Stunden. 

Die Wochendienstzeit ist unter Berücksichtigung der dienstlichen Erfordernisse und der 

berechtigten Interessen der Beamten (Beamtinnen) durch einen Dienstplan möglichst 

bleibend auf die Tage der Woche aufzuteilen (Normaldienstplan). Soweit nicht zwingende 

dienstliche oder sonstige öffentliche Interessen entgegenstehen, sind Sonntage, gesetzliche 

Feiertage und Samstage dienstfrei zu halten. 

(2a) Soweit der Karfreitag kein gesetzlicher Feiertag im Sinn des § 1 Abs. 2 

Feiertagsruhegesetz 1957 bzw. § 7 Abs. 3 Arbeitsruhegesetz ist, sind 

Dienstzeiteinschränkungen unzulässig. (Anm: LGBl.Nr. 100/2011) 

(3) Im Interesse des Dienstes oder zur Erreichung einer längeren Freizeit kann die 

Dienstzeit in einzelnen Wochen eines Durchrechnungszeitraums von bis zu 52 Wochen 

flexibel aufgeteilt werden, wenn sie innerhalb dieses Zeitraums im Durchschnitt die 

Wochenarbeitszeit von 40 Stunden nicht überschreitet. Eine flexible Dienstzeitregelung ist für 

einzelne Arbeitsbereiche entsprechend den Erfordernissen festzulegen, wobei insbesondere 

der Dienstzeitrahmen, Anwesenheitspflichten, die Länge der Durchrechnungszeiträume, 

Übertrag, Verfall, Abbau und Ausgleich von zeitlichen Mehrleistungen sowie die (finanzielle) 

Bewertung der erbrachten Zeiten und Dienstezeitlichen Mehrleistungen zu regeln sind. Dabei 
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ist eine Vereinbarung mit der Dienstnehmervertretung anzustreben und wie folgt 

vorzugehen: 

 1. Kommt es zu einer Vereinbarung über eine flexible Dienstzeitregelung mit der 

Dienstnehmervertretung, dann ist diese Vereinbarung der Regelung zugrunde zu 

legen; 

 2. liegt keine derartige Vereinbarung (mehr) vor, so kann der Stadtsenat eine flexible 

Dienstzeitregelung unter Bedachtnahme auf die berechtigten Interessen der 

Bediensteten und eine allfällige, für den Landesdienst geltende flexible 

Dienstzeitregelung festlegen, wobei mit deren Inkrafttreten allfällige frühere 

Dienstzeitregelungen für die jeweiligen Dienststellen bzw. Arbeitsbereiche zur Gänze 

unwirksam werden.  

(Anm: LGBl.Nr. 100/2011) 

(4) Bei Schicht- oder Wechseldienst ist ein Schicht- oder Wechseldienstplan zu erstellen. 

Dabei darf die regelmäßige Wochendienstzeit im mehrwöchigen Durchschnitt nicht über- 

oder unterschritten werden. Schichtdienst ist jene Form der Dienstzeit, bei der aus 

organisatorischen Gründen an einer Arbeitsstätte der Dienstbetrieb über die Zeit des 

Normaldienstplans hinaus aufrechterhalten werden muss und ein(e) Beamter (Beamtin) den 

(die) andere(n) ohne wesentliche zeitmäßige Überschneidung an der Arbeitsstätte ablöst. 

Bei wesentlichen zeitmäßigen Überschneidungen liegt Wechseldienst vor. 

(5) Ist im Rahmen eines Schicht- oder Wechseldienstplans oder eines 

Normaldienstplans regelmäßig an Sonn- oder Feiertagen Dienst zu leisten und wird der 

Beamte (die Beamtin) zu solchen Sonn- und Feiertagsdiensten eingeteilt, ist eine 

entsprechende Ersatzruhezeit festzusetzen. Der Dienst an Sonn- oder Feiertagen gilt in 

diesem Fall als Werktagsdienst. Wird der Beamte (die Beamtin) während der Ersatzruhezeit 

zur Dienstleistung herangezogen, gilt dieser Dienst als Sonntagsdienst. Dieser Absatz gilt 

nicht für Beamte (Beamtinnen), die in Betrieben im Sinn des Art. 21 Abs. 2 B-VG beschäftigt 

sind. (Anm: LGBl.Nr. 100/2011) 

(6) Für Beamte (Beamtinnen), in deren Dienstzeit auf Grund der Eigenart des Dienstes 

regelmäßig oder in erheblichem Umfang Dienstbereitschaft bzw. Wartezeiten fallen und 

diese durch organisatorische Maßnahmen nicht vermieden werden können, kann der 

Dienstplan eine längere als die im Abs. 2 und 4 vorgesehene Wochendienstzeit umfassen 

(verlängerter Dienstplan). Soweit die Wochendienstzeit nach dem verlängerten Dienstplan 

die im Abs. 2 oder 4 vorgesehene Wochendienstzeit übersteigt, gilt diese Zeit nicht als 

Dienstzeit im Sinn dieses Abschnitts. 

§ 139c 

Sonderbestimmungen für pädagogische Fachkräfte 

Auf pädagogische Fachkräfte in Kinderbetreuungseinrichtungen sind die §§ 134 bis 134e 

Oö. GBG 2001 sinngemäß anzuwenden. 

(Anm: LGBl.Nr. 19/2014) 

§ 139d 

Sonderbestimmungen für Ärztinnen und Ärzte in Krankenanstalten 

(1) Auf in einer Krankenanstalt nach dem Oö. KAG 1997 tätigen Ärztinnen und Ärzte, die 

Beamtinnen und Beamte nach diesem Gesetz oder sonstige Bedienstete sind, deren Dienst- 
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und Gehaltsrecht in einer Vertragsbediensteten-Dienstordnung geregelt wird, sind die 

Bestimmungen des Abschnitts IIA Oö. LGG sowie die Übergangsbestimmung des § 113h 

Oö. LGG sinngemäß anzuwenden. 

(2) Auf in einer Krankenanstalt nach dem Oö. KAG 1997 tätigen Ärztinnen und Ärzte nach 

§ 138 oder nach § 139 Abs. 1 sind der 6a. Abschnitt und die Übergangsbestimmung des 

§ 64 Oö. GG 2001 sinngemäß anzuwenden. 

§ 139e 

Sonderbestimmungen für sonstige Bedienstete zur flexiblen Dienstzeitregelung 

Auf sonstige Bedienstete, deren Dienst- und Gehaltsrecht in einer Vertragsbediensteten-

Dienstordnung geregelt wird, ist die für Beamtinnen und Beamte geltende Bestimmung des 

§ 55 Abs. 3 sinngemäß anzuwenden. 
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Oö. Krankenanstaltengesetz 1997 (Oö. KAG 1997) 

 

 

2. HAUPTSTÜCK 

2. ABSCHNITT 

Regelung des inneren Betriebes von Krankenanstalten 

§ 28 

Patientenrechte 

(1) Die Rechtsträger von Krankenanstalten haben sicherzustellen, daß unter 

Bedachtnahme auf den Anstaltszweck und das Leistungsangebot die Rechte der Patienten 

(Abs. 2) in der Krankenanstalt beachtet werden und daß den Patienten die Wahrnehmung 

ihrer Rechte in der Krankenanstalt ermöglicht wird. 

(2) Dabei ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, daß 

 1. Patienten Informationen über die ihnen zustehenden Rechte erhalten sowie ihr Recht 

auf Einsicht in die Krankengeschichte ausüben können; 

 2. Patienten ihr Recht auf Aufklärung und Information über die 

Behandlungsmöglichkeiten samt Risken ausüben und sich aktiv an den 

Entscheidungsprozessen ihren Gesundheitszustand betreffend beteiligen können; 

dabei ist sicherzustellen, dass die dafür erforderliche Zeit zur Verfügung steht; 

 3. auf Wunsch des Patienten ihm oder Vertrauenspersonen medizinische Informationen 

durch einen zur selbständigen Berufsausübung berechtigten Arzt in möglichst 

verständlicher und schonungsvoller Art gegeben werden; 

 4. ausreichend Besuchs- und Kontaktmöglichkeiten mit der Außenwelt bestehen und 

Vertrauenspersonen des Patienten im Fall einer nachhaltigen Verschlechterung 

seines Gesundheitszustands auch außerhalb der Besuchszeiten Kontakt mit dem 

Patienten aufnehmen können; 

 5. auf Wunsch des Patienten eine seelsorgerische Betreuung möglich ist; 

 6. auf Wunsch des Patienten eine psychologische Unterstützung möglich ist; 

 7. auch in Mehrbetträumen eine ausreichende Wahrung der Intimsphäre gewährleistet 

ist; 

 8. neben der Erbringung fachärztlicher Leistungen auch für allgemeine medizinische 

Anliegen des Patienten ein zur selbständigen Berufsausübung berechtigter Arzt zur 

Verfügung steht; 

 9. ein würdevolles Sterben sichergestellt ist und Vertrauenspersonen Kontakt mit dem 

Sterbenden pflegen können; 

 10. bei der Leistungserbringung möglichst auf den im allgemeinen üblichen 

Lebensrhythmus abgestellt wird; 

 11. bei der stationären Versorgung von Kindern eine möglichst kindergerechte 

Ausstattung der Krankenräume gegeben ist; 

 12. bei der stationären Aufnahme von behinderten Patienten auf ihre besonderen 

Bedürfnisse zu achten ist. 

(3) Die Rechtsträger von Krankenanstalten haben Patienten klare Preisinformationen zur 

Verfügung zu stellen, soweit diese im Zeitpunkt der Aufnahme vorhersehbar sind und die 
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Leistungen nicht über den Oö. Gesundheitsfonds abgerechnet oder durch einen inländischen 

Träger der Sozialversicherung oder der Krankenfürsorge übernommen werden. 

(4) Patienten sind auf Nachfrage über die Haftpflichtversicherung nach § 27a zu 

informieren. 

(Anm: LGBl. Nr. 41/2001, 56/2014) 

2. HAUPTSTÜCK 

4. ABSCHNITT 

Ärzteausbildung 

§ 34 

Anzahl der zu beschäftigenden Ärzte 

Die Fondskrankenanstalten sind verpflichtet, entsprechend dem ausgewiesenen 

Leistungsspektrum sicherzustellen, dass dem künftigen Bedarf an Ärzten für 

Allgemeinmedizin entsprechend und unter Bedachtnahme auf die Beratungsergebnisse der 

Kommission für die ärztliche Ausbildung gemäß Art. 44 der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-

VG über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens, LGBl. Nr. 58/2008, in 

der Fassung der Vereinbarung LGBl. Nr. 79/2013, eine ausreichende Zahl an 

Ausbildungsstellen für die Ausbildung zum Arzt für Allgemeinmedizin zur Verfügung steht. 

§ 34 

Anzahl der zu beschäftigenden Ärzte 

(1) In auf Grund des Ärztegesetzes 1998 oder früherer gesetzlicher Vorschriften als 

Ausbildungsstätten zum praktischen Arzt anerkannten allgemeinen 

Krankenanstalten - ausgenommen Universitätskliniken - sowie in Sonderkrankenanstalten 

hinsichtlich der Bereiche, für die sie als Ausbildungsstätten zum praktischen Arzt auf den im 

§ 7 Abs. 2 Ärztegesetz 1998 genannten Gebieten anerkannt sind, müssen soviele in der 

Ausbildung zum praktischen Arzt stehende Ärzte beschäftigt werden, daß auf je 15 

genehmigte Betten mindestens ein in Ausbildung zum praktischen Arzt stehender Arzt 

entfällt; mehrere Krankenanstalten desselben Rechtsträgers gelten für diese Berechnung als 

Einheit. (Anm: LGBl. Nr. 41/2001, 83/2009, 56/2014) 

(2) Auf die Zahl der gemäß Abs. 1 zu beschäftigenden in Ausbildung zum praktischen 

Arzt stehenden Ärzte können in Ausbildung zum Facharzt stehende Ärzte angerechnet 

werden, sofern sie auf Ausbildungsstellen beschäftigt werden, die wegen des dringenden 

Bedarfes an Fachärzten der betreffenden Sonderfächer nach dem 31. Dezember 1987 

geschaffen werden; diese Sonderfächer sind von der Landesregierung durch Verordnung zu 

bestimmen. In Ausbildung zum Facharzt eines solchen Sonderfaches stehende Ärzte 

können auch während der Absolvierung der erforderlichen Ausbildung in den dafür 

einschlägigen Nebenfächern entsprechend angerechnet werden. 

(3) Ein dringender Bedarf im Sinn des Abs. 2 liegt dann vor, wenn keine ausreichende 

Versorgung des Landes mit Fachärzten des betreffenden Sonderfaches erreicht ist. Vor 

Erlassung der Verordnung gemäß Abs. 2 ist der Ärztekammer für Oberösterreich und den 

Rechtsträgern der Krankenanstalten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
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3. HAUPTSTÜCK 

1. ABSCHNITT 

Besondere Bestimmungen für öffentliche Krankenanstalten 

§ 53 

Sondergebühren 

(1) Neben den Pflegegebühren dürfen folgende Sondergebühren eingehoben werden: 

 1. der Ersatz für die im § 51 Abs. 2 genannten Aufwendungen, soweit sie von der 

Krankenanstalt getragen wurden; 

 2. für Patienten, die auf eigenen Wunsch in einem Krankenzimmer der Sonderklasse 

untergebracht werden, die Anstaltsgebühr zur Abdeckung des erhöhten Personal- und 

Sachaufwands; 

 3. für Patienten, die tagesklinisch behandelt werden und auf eigenen Wunsch in einem 

Krankenzimmer der Sonderklasse untergebracht werden, abweichend von Z 2 die 

Tagesklinik-Anstaltsgebühr zur Abdeckung des erhöhten Personal- und 

Sachaufwands. 

Weiters darf für ambulante Untersuchungen und Behandlungen (§ 50) die Ambulanzgebühr 

eingehoben werden. (Anm: LGBl. Nr. 122/2006) 

(2) Entfallen (Anm: LGBl. Nr. 122/2006) 

(3) Die Ambulanzgebühr ist für die ambulante Untersuchung und Behandlung mit 

Ausnahme der im § 51 Abs. 2 genannten Leistungen einzuheben. Mit der Ambulanzgebühr 

werden die Leistungen der Fondskrankenanstalten für jene ambulant untersuchten und 

behandelten Patienten abgegolten, die nicht über den Oö. Gesundheitsfonds durch 

Ambulanz-Gebührenersätze abgerechnet werden. Wird eine Person auf Grund des 

Ergebnisses der ambulanten Untersuchung oder Behandlung am selben Tag als Patient in 

die Anstalt aufgenommen, ist die auf den Aufnahmetag entfallende Ambulanzgebühr nicht zu 

entrichten. (Anm: LGBl. Nr. 122/2006) 

(4) Den Ärzten können für die Tätigkeit im Rahmen der ambulanten Untersuchung und 

Behandlung Anteile an der Ambulanzgebühr - ausgenommen bei ambulanten 

Untersuchungen und Behandlungen, die ihrer Art nach über den Oö. Gesundheitsfonds 

abgerechnet werden, unabhängig davon, an welchem Patienten die Leistung erbracht 

wurde --bzw. am Ambulanz-Gebührenersatz gemäß § 61 überlassen werden (Ärzteanteile). 

Die Anteile dürfen den Ärzten pro Rechtsträger höchstens in jenem Verhältnis überlassen 

werden, das dem des Jahres 1994 entspricht. Die Überlassung von Ärzteanteilen ist der 

Landesregierung vom Rechtsträger anzuzeigen. Die Landesregierung kann die Überlassung 

binnen acht Wochen ab Einlangen der Anzeige untersagen, wenn die Überlassung 

gesetzlichen Bestimmungen widerspricht; im übrigen gilt § 54 Abs. 2 sinngemäß. Die 

Ärzteanteile sind weder ruhegenußfähiger Monatsbezug noch Anspruchsgrundlage für 

Nebengebühren, Entgeltfortzahlungen und Abfertigungen. 

(5) Die näheren Bestimmungen über die Sondergebühren hat die Landesregierung durch 

Verordnung zu erlassen, wobei die Ambulanzgebühr pauschaliert werden kann. Vor 

Erlassung der Verordnung ist den Rechtsträgern der Krankenanstalten, soweit es die 

Ambulanzgebühren betrifft auch der Ärztekammer für Oberösterreich, Gelegenheit zur 

Stellungnahme zu geben. (Anm: LGBl. Nr. 122/2006) 
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(6) Auf die Anstaltsgebühr ist § 51 Abs. 5 sinngemäß anzuwenden. (Anm: LGBl. 

Nr. 122/2006) 

§ 54 

Ärztehonorare 

(1) Die Abteilungs-, Instituts- und Laboratoriumsleiter, die Ärzte, die Einrichtungen 

führen, die weder eine Abteilung noch ein Institut darstellen, die Konsiliarärzte oder 

Konsiliarzahnärzte und die anderen Ärzte des ärztlichen Dienstes sind berechtigt, von 

Patienten der Sonderklasse ein Honorar zu verlangen (Ärztehonorar). (Anm: LGBl.Nr. 

70/2011) 

(2) Das Ärztehonorar gebührt den Ärzten des ärztlichen Dienstes zu Anteilen, die ihre 

wünschenswerte fachliche Qualifikation sicherstellen und ihre Leistung berücksichtigen. 

Diese Anteile sind einvernehmlich durch die beteiligten Ärzte mit Zustimmung des 

Rechtsträgers der Krankenanstalt festzulegen. Jeder der beteiligten Ärzte kann zum Ablauf 

eines Kalenderjahres eine Änderung der Aufteilung verlangen. Kommt es binnen drei 

Monaten nicht zur Einigung und Zustimmung, so hat die Landesregierung die Aufteilung 

festzulegen. Diese Festlegung gilt bis zu dem Zeitpunkt, zu dem es zur Einigung der 

beteiligten Ärzte mit Zustimmung des Rechtsträgers kommt. 

(3) Dem Rechtsträger der Krankenanstalt gebührt für die Bereitstellung der 

Einrichtungen der Anstalt ein Anteil in der Höhe von 31 %25% an den Ärztehonoraren. 

(4) Für die Vorschreibung und Einbringung der Ärztehonorare gelten die §§ 55 und 56 

sinngemäß mit der Maßgabe, daß der Rechtsträger der Krankenanstalt die Ärztehonorare 

namens der Ärzteschaft, und zwar gleichzeitig mit den Sondergebühren, vorzuschreiben und 

einzubringen hat. 

(5) Voraussetzung für die Honorarberechtigung gemäß § 46 KAKuG ist der Abschluss 

einer Vereinbarung zwischen den honorarberechtigten Ärzten und dem Rechtsträger der 

Krankenanstalt. Diese muss jedenfalls vorsehen, dass dem Rechtsträger für die 

Bereitstellung der Einrichtungen der Krankenanstalt ein Anteil in der Höhe von 31 %25 % an 

den Honoraren nach § 46 KAKuG zukommt. Weiters muss sie eine Regelung hinsichtlich der 

Beteiligung weiterer Ärzte enthalten und sicherstellen, dass der Rechtsträger berechtigt ist, 

Vereinbarungen über Honorare und Honorarnoten gemäß § 46 KAKuG einzusehen. Zur 

Vereinfachung kann die Einhebung dieser Honorare durch die Rechtsträger namens der 

berechtigten Ärzte vereinbart werden. (Anm: LGBl.Nr. 56/2014) 

§ 63 

Besondere Bestimmungen für ausländische Staatsangehörige 

(1) Die Aufnahme von Personen (ausgenommen Personen gemäß Abs. 2 Z 2 bis 5), die 

über keinen Wohnsitz im Bundesgebiet verfügen und die die voraussichtlichen 

Pflegegebühren, allfälligen Sondergebühren und Ärztehonorare sowie den Kostenbeitrag 

bzw. die voraussichtlichen tatsächlichen Behandlungskosten im Sinn des Abs. 2 erster Satz 

nicht erlegen oder sicherstellen, ist auf die Fälle der Unabweisbarkeit (§ 46 Abs. 4) 

beschränkt. 

(1a) Sofern es sich nicht um Fälle der Unabweisbarkeit handelt, kann eine Aufnahme 

abgelehnt werden, wenn durch die Aufnahme eine Krankenanstalt ihrem Versorgungsauftrag 
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nach einer Verordnung gemäß § 39 Abs. 4 für Personen mit Wohnsitz im Bundesgebiet nicht 

mehr in einem angemessenen Zeitraum nachkommen könnte. 

(1b) Die Landesregierung kann durch Verordnung bestimmen, dass für die Verrechnung 

von Leistungen für Personen, die auf Grund der Richtlinie 2011/24/EU über die Ausübung 

der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung, ABl. Nr. L 88 

vom 4.4.2011, S 45, aufgenommen werden, die entsprechenden Regelungen herangezogen 

werden, die für Personen gelten, die auf Grund der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 zur 

Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit, ABl. Nr. 166 vom 30.4.2004, S 1, zuletzt 

geändert durch die Verordnung (EU) Nr. 517/2013, ABl. Nr. L 158 vom 10.6.2013, S 1, 

aufgenommen werden. 

(2) Die Landesregierung kann durch Verordnung bestimmen, daß bei der Aufnahme von 

ausländischen Staatsangehörigen statt der Pflege- (Sonder-)gebühren sowie des 

Kostenbeitrages die tatsächlich erwachsenen Behandlungskosten in Rechnung zu stellen 

sind. Dies gilt jedoch nicht für 

 1. Fälle der Unabweisbarkeit (§ 46 Abs. 4), sofern sie im Inland eingetreten sind, 

 2. Flüchtlinge, denen im Sinn des Asylgesetzes 1997 Asyl gewährt wurde, und 

Asylwerber, denen im Sinn des Asylgesetzes 1997 eine vorläufige 

Aufenthaltsberechtigung bescheinigt wurde, 

 3. Personen, die in Österreich in einer gesetzlichen Krankenversicherung 

pflichtversichert sind oder Beiträge zu einer solchen Krankenversicherung entrichten, 

sowie Personen, die nach den sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen in der 

Krankenversicherung als Angehörige gelten, 

 4. Personen, die einem Träger der Sozialversicherung auf Grund von 

zwischenstaatlichem oder überstaatlichem Recht über soziale Sicherheit zur 

Gewährung von Sachleistungen nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften 

zugeordnet sind, und 

 4. Personen, die einem Träger der Sozialversicherung auf Grund eines von der Republik 

Österreich geschlossenen zwischenstaatlichen Übereinkommens im Bereich der 

Sozialen Sicherheit oder auf Grund der Verordnungen des Rates (EWG) Nr. 1408/71, 

ABl.Nr. L 149 vom 5.7.1971, S. 2, und Nr. 574/72, ABl.Nr. L 74 vom 27.3.1972, S. 1, 

zur Gewährung von Sachleistungen nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften 

zugeordnet sind, und 

 5. Personen, die Staatsangehörige von Vertragsparteien des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) sind. (Anm: LGBl. Nr. 41/2001, 

44/2003) 

2. ABSCHNITT 

Beziehungen der Rechtsträger der Fondskrankenanstalten zu den Trägern der 

Sozialversicherung 

§ 67 

Einsichts- und Informationsrecht 

(1) Die Versicherungsträger haben ohne Einschaltung des Oö. Gesundheitsfonds 

folgende Rechte gegenüber dem Rechtsträger der Krankenanstalt: 
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 1. das Recht auf Einsichtnahme in alle den Krankheitsfall betreffenden Unterlagen der 

Krankenanstalt (z. B. Krankengeschichte, Röntgenaufnahmen, Befunde); 

 2. das Recht, Kopien dieser Unterlagen zu erhalten; § 21 Abs. 6 bleibt unberührt; 

 3. das Recht, den Patienten durch einen beauftragten Facharzt in der Krankenanstalt im 

Einvernehmen mit dieser untersuchen zu lassen; 

 4. das Recht, Ausfertigungen aller Unterlagen auf elektronischem Weg zu erhalten, auf 

Grund derer Zahlungen des Oö. Gesundheitsfonds oder einer anderen Stelle für 

Leistungen einer Krankenanstalt abgerechnet werden (insbesondere 

Aufnahmeanzeige und Entlassungsanzeige samt Diagnosen, 

Versichertenzuständigkeitserklärung, Verrechnungsdaten), dieses Recht umfaßt auch 

die entsprechenden Statistiken; ferner das Recht auf laufende Übermittlung von 

Daten der Leistungserbringung an den Patienten auf der Basis des LKF/LDF-

Systems. 

(Anm: LGBl. Nr. 71/2001, 122/2006) 

(1a) Die Fondskrankenanstalten haben ihrerseits sicherzustellen, dass der gesamte 

Datenaustausch zwischen Krankenanstalten und Versicherungsträgern für den stationären 

und ambulanten Bereich elektronisch vorgenommen wird, wobei die Datensatzaufbauten und 

Codeverzeichnisse einheitlich gestaltet werden. Die Krankenanstalten sind verpflichtet, die 

e-card und die e-card-Infrastruktur nach Maßgabe der technischen Verfügbarkeit zu 

verwenden und haben sicherzustellen, dass im Zweifelsfall die Identität des Patienten und 

die rechtmäßige Verwendung der e-card überprüft werden. 

(2) Die Versicherungsträger haben das Recht auf laufende Information über die 

festgelegten vorläufigen und endgültigen Eurowerte je LKF-Punkt durch den Oö. 

Gesundheitsfonds. (Anm: LGBl. Nr. 122/2006) 

4. HAUPTSTÜCK 

Bestimmungen für private Krankenanstalten 

§ 87 

Begriffsbestimmungen 

(1) Private Krankenanstalten sind Krankenanstalten, die das Öffentlichkeitsrecht nicht 

besitzen. Sie können auch von physischen Personen errichtet und betrieben werden. 

(2) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Aufnahme in eine private Krankenanstalt 

ergeben, sind, soweit sich aus diesem Landesgesetz nichts anderes ergibt, nach den 

Bestimmungen des bürgerlichen Rechts zu beurteilen. 

(3) Die private Krankenanstalt hat sicherzustellen, dass in jedem Fall die dem Patienten 

im Sinn der Richtlinie 2011/24/EU in Rechnung gestellten Kosten nach objektiven, 

nichtdiskriminierenden Kriterien berechnet werden. 

§ 88 

Anwendung anderer Bestimmungen 

(1) Für die Errichtung und den Betrieb privater Krankenanstalten gelten die 

Bestimmungen des 1. und 2. Hauptstückes zur Gänze. Das 3. Hauptstück gilt wie folgt: 

 1. Leichenöffnungen (§ 49), die nicht sanitätspolizeilich oder gerichtlich angeordnet 

wurden, dürfen nur mit Zustimmung der nächsten Angehörigen des Verstorbenen 

vorgenommen werden; 
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Leichenöffnungen dürfen nur vorgenommen werden, wenn ein geeigneter Raum 

vorhanden ist; über jede Leichenöffnung ist eine Niederschrift aufzunehmen; 

 2. ferner gelten § 37, § 41a, ausgenommen Abs. 4, § 47, § 48 Abs. 1 zweiter und dritter 

Satz, § 48 Abs. 2 mit der Maßgabe, dass der Erstattungskodex und die Richtlinien 

über die ökonomische Verschreibweise bei Empfehlungen über die weitere 

Medikation nur dann zu berücksichtigen sind, wenn der Patient die Heilmittel auf 

Kosten eines Trägers der Krankenversicherung beziehen wird, § 48 Abs. 4, § 50 und 

§ 54; 

 2a. für gemeinnützige Krankenanstalten gelten zusätzlich zu den in Z 2 genannten 

Bestimmungen § 41a Abs. 4, §§ 51 bis 53, § 56 Abs. 1 zweiter und dritter Satz sowie 

§ 62; 

 3. § 42 gilt mit der Maßgabe, dass Konsiliarapotheker den Arzneimittelvorrat von 

selbständigen Ambulatorien entsprechend deren Anstaltszweck regelmäßig, 

mindestens aber einmal jährlich, zu kontrollieren haben. 

(Anm: LGBl. Nr. 41/2001, 44/2003, 99/2005, 122/2006, 70/2011, 70/2012) 

(2) Das 6. Hauptstück gilt soweit, als seine Bestimmungen nicht ausdrücklich auf 

öffentliche Krankenanstalten beschränkt sind. 

(2) Das 5. Hauptstück gilt soweit, als seine Bestimmungen nicht ausdrücklich auf 

öffentliche Krankenanstalten beschränkt sind. 

(3) Private Krankenanstalten, die der Wirtschaftsaufsicht nicht unterliegen, haben eine 

freiwillige Betriebsunterbrechung oder ihre Auflassung einen Monat vorher der 

Landesregierung anzuzeigen. 

(4) Die private Krankenanstalt hat, sofern die Leistungen nicht über den 

Oö. Gesundheitsfonds abgerechnet oder durch einen inländischen Träger der 

Sozialversicherung oder der Krankenfürsorge übernommen werden, nach erbrachter 

Leistung eine Rechnung über diese auszustellen. 

§ 90 

Beziehungen der Rechtsträger von nicht landesfondsfinanzierten Krankenanstalten zu 

den Krankenversicherungsträgern 

(1) Die Beziehungen der Rechtsträger von nicht landesfondsfinanzierten 

Krankenanstalten (private Krankenanstalten) zu den Trägern der Krankenversicherung sind 

durch privatrechtliche Verträge zu regeln, die zu ihrer Rechtsgültigkeit der schriftlichen Form 

bedürfen. 

(2) Diese Verträge haben insbesondere nähere Bestimmungen über die Einweisung, die 

im Zweifelsfall vorzunehmende Überprüfung der Identität des Patienten und die rechtmäßige 

Verwendung der e-card, die Einsichtnahme in alle Unterlagen für die Beurteilung des 

Krankheitsfalls, wie zB in die Krankengeschichte, Röntgenaufnahmen, 

Laboratoriumsbefunde, ferner über die ärztliche Untersuchung durch einen vom 

Versicherungsträger beauftragten Facharzt in der Krankenanstalt im Einvernehmen mit 

dieser zu enthalten. Die im Abs. 1 genannten Krankenanstalten sind verpflichtet, die e-card 

und die e-card-Infrastruktur nach Maßgabe der technischen Verfügbarkeit zu verwenden. 

(2) Diese Verträge haben insbesondere nähere Bestimmungen über die Einweisung, die 

Einsichtnahme in alle Unterlagen für die Beurteilung des Krankheitsfalles, wie z. B. in die 
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Krankengeschichte, Röntgenaufnahmen, Laboratoriumsbefunde, ferner über die ärztliche 

Untersuchung durch einen vom Versicherungsträger beauftragten Facharzt in der 

Krankenanstalt im Einvernehmen mit dieser zu enthalten. 

 

 


